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Handlungsbereich Kürzel Maßnahmentitel 
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AV-01 7.1.1. Einführung eines Kommunalen Energiemanagementsystems 

AV-02 7.1.2. Kommunale Liegenschaften energetisch optimieren 

AV-03 7.1.3. Errichtung von Dach-PV auf kommunalen Liegenschaften 

AV-04 7.1.4. Klimaschonende Mobilität in der Amtsverwaltung 

AV-05 7.1.5. Nachhaltige Beschaffung und vergabe 

AV-06 7.1.6. Klimaschutz im Amt durch Netzwerke stärken 
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g AGE-01 7.2.1. Ausweisung von Freiflächen-PV steuern und vorantreiben  

AGE-02 7.2.2. Gründung von Bürgerenergiegemeinschaften unterstützen 

AGE-03 
7.2.3. LED-Umrüstung der Strassenbeleuchtung und Innenbeleuchtung der 
kommunalen Liegenschaften 

AGE-04 7.2.4. Klimafreundliche Wärmeversorgung 

AGE-05 7.2.5. Klimaschutzangepasste Kriterien in Bauleitplanverfahren 

M
o

b
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MOB-01 7.3.1. Rahmenbedingungen für einen attraktiven ÖPNV schaffen 

MOB-02 7.3.2. Verstetigung des Bürgerbusangebotes 

MOB-03 7.3.3. Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur 

MOB-04 7.3.4. Verbesserung der E-Ladeinfrastruktur im Amt 
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KOM-01 7.4.1. Entwicklung einer starken Beratungskomponente zum Klimaschutz 

KOM-02 7.4.2. Klimaschutz in die Bildung integrieren 

KOM-03 7.4.3. Klimaschutz in die Breite tragen - Aktionen und Wettbewerbe 

Übergeordnet Ü-01 7.5.1. Klimawirksamkeitsprüfung in Beschlussvorlagen integrieren 
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7.1. AMT ALS VORBILD 

7.1.1. EINFÜHRUNG EINES KOMMUNALEN ENERGIEMANAGEMENTSYSTEMS 

Beschreibung 

Im Gebäudesektor liegt sehr großes Potenzial, um Energie einzusparen und somit auch 

Energiekosten zu senken. Kommunales Energiemanagement (KEM) bedeutet, die 

Energieverbrauchsdaten von kommunalen Liegenschaften und Versorgungseinrichtungen 

systematisch zu erfassen, darzustellen, zu analysieren und zu monitoren. Auf der Grundlage 

dieses Energie-Controllings erfolgt die Planung, Koordination und Umsetzung von 

Energiesparmaßnahmen. Je nach Bedarf sollen Anpassungen an den Anlageneinstellungen 

optimiert bzw. Instandsetzungen eingeleitet werden.  

Im Amt Kellinghusen werden die jährlichen Energieverbräuche der kommunalen 

Liegenschaften in einer Liste erfasst, ohne die systematische Identifikation von 

Energieeinsparpotenzialen. Dies ist teilweise darin begründet, dass für einige Liegenschaften 

mit mehreren Gebäudeteilen nur ein Stromzähler installiert ist. Im Sinne einer detaillierten 

Erfassung kann es jedoch erforderlich sein, Unterzähler zu verbauen. Der Aufbau eines KEM 

ist insofern empfehlenswert, weil öffentliche Stellen gemäß EWKG § 5 Abs. 1 die 

Energieverbräuche künftig an das Landesministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 

und Natur übermitteln müssen, erstmals zum 31.08.2026. 

 

AV-01 

Einführung eines Kommunalen 
Energiemanagementsystems 

Priorität 
●●● 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel 
Implementierung eines digitales Energiemanagementsystems zur 
Erfassung der Energieverbräuche und Kosten für die kommunalen 
Liegenschaften  

    

Z
u
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n
d
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e

it
 

Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Liegenschaftsamt 

Einzubindende 
Akteure 

Klimaschutzmanagement, Energieversorger, externe 
Dienstleister 

Zielgruppe Nutzer*innen kommunaler Liegenschaften, Hausmeister 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
Anschaffung Energiemanagement-Software, smarte 
Verbrauchszähler, Messtechnik 

Wirtschaftlichkeit 
langfristige Kostensenkung durch abgeleitete Maßnahmen 
zur Energieeffizienzsteigerung können 
Anfangsinvestitionen amortisieren 
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Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 

    

K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e
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ra

g
 

THG-Reduktion 
indirekt (Ableitung von Energiesparmaßnahmen kann 
direkte THG-Emissionen verringern) 

Synergien 

- Ableitung von Maßnahmen zur Senkung der 
Energiekosten durch betriebliche und geringinvestive 
Maßnahmen 
- Unterstützendes Instrument zur Meldung der jährlichen 
Energieverbräuche an das MEKUN (gesetzliche 
Verpflichtung gem. EWKG § 5) 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Systematische Entscheidungsgrundlage für Investitionen 
+ Etablierung einheitlicher digitaler Datenstrukturen 

Hemmnisse 

- technische Umsetzung kann in Abhängigkeit des 
Gebäudetyps komplex sein 
- steter Austausch mit Gebäudeverantwortlichen 
erforderlich; ggf. knappe zeitliche Ressourcen für 
Schulungen 
- ggf. Einbau von Unterzählern in Gebäudeteilen 
erforderlich 

    
 

H
a
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d
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n
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s
s
c
h
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1. a) Bestandsaufnahme zur technischen Erfassung der Energieverbräuche 
1. b) Prüfung der Anschaffung und Einrichtung einer Energiemanagement-
Software 
2) Ausweitung der kontinuierlichen Verbrauchsdatenerfassung auf alle 
kommunalen Liegenschaften der amtsangehörigen Gemeinden; Einführung 
geeigneter Zähler-Messtechnik 
3) Regelmäßige Kontrolle der eingegebenen Zählerstände auf Aktualität und 
Plausibilität 
4) Vorstellung des jährlichen 
Energieberichts innerhalb der Amtsverwaltung sowie ggf. politischen Gremien 
5) Ableitung von Energieeffizienzmaßnahmen sowie ggf. jährlichen 
Energieverbrauchszielen 
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e
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der erfassten Liegenschaften 
- Energiekosteneinsparungen nach Ableitung von 
Teilmaßnahmen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-02 
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7.1.2. KOMMUNALE LIEGENSCHAFTEN ENERGETISCH OPTIMIEREN 

Beschreibung 

Die energetische Modernisierung der kommunalen Liegenschaften und die damit einher-

gehende Verringerung des Energiebedarfs, insbesondere für die Beheizung der Gebäude, 

birgt ein großes Einsparpotenzial. Einige Gebäude (vorrangig Schulen) wurden in der 

Vergangenheit bereits energetisch saniert. Der Weg der systematischen Sanierung wird 

fortgesetzt, indem eine Priorisierung der Gebäude auf Basis der Energieverbrauchsdaten 

erfolgt. Die priorisierten Gebäude werden auf einen möglichst hohen Energieeffizienz-

Standard gebracht. Der Endenergieverbrauch in den kommunalen Liegenschaften ist nicht 

nur auf die Bausubstanz zurückzuführen, sondern auch vom Nutzungsverhalten abhängig. 

Daher sollen ergänzende Kampagnen zum klimaschonenden Verhalten für die 

Gebäudenutzer*innen stattfinden. 

AV-02 

Kommunale Liegenschaften energetisch 
optimieren 

Priorität 
●●● 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel 
Senkung des Energiebedarfs kommunaler Liegenschaften  
(sekundär: Umrüstung auf erneuerbare Wärmeversorgung) 

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Technisches Bauamt, 
Liegenschaftsamt 

Einzubindende 
Akteure 

Planungs-/Ingenieurbüros, Klimaschutzmanagement 

Zielgruppe 
Gemeinden, Schulverbände, Nutzer*innen kommunaler 
Liegenschaften, Hausmeister 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel bis aufwändig 

Einmalige Kosten 

Erstellung von Sanierungsfahrplänen (10.000 - 15.0000 
€/ Gebäude), Fassadendämmung 50 – 300 €/m² 
(abhängig vom Alter des Gebäudes / Dämmstoff und 
benötigte Stärke), Dachdämmung begehbares Dach 50 
€/m², 
Dachdämmung nicht-begehbares Dach 15-25 €/m² 
Hinweis: Es handelt sich um ungefähre Angaben, die in 
Abhängigkeit verschiedener Einflussfaktoren schwanken 
können 

Wirtschaftlichkeit 
Erwartete langfristige Amortisierung der 
Anfangsinvestitionen durch Senkung der Betriebskosten 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig bis langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion hoch 

Synergien 
Vorbildfunktion und Motivation für private und 
gewerbliche Gebäudeeigentümer*innen 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Reduzierter Energieverbrauch der Liegenschaften 
durch höhere Energieeffizienz verringern Energiekosten  
+ diverse Fördermittelprogramme vorhanden 

Hemmnisse 
- Hohe Kosten für Sanierungs- und Neubaumaßnahmen  
- möglicher Denkmalschutz-Einstufung der Liegenschaft 
- Bearbeitungsdauer der Förderanträge 

    
 

H
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 1.a) Aufsetzen von Kampagnen zum energieeffizienten Nutzungsverhalten durch 

das Klimaschutzmanagement; Schulung des Hausmeisterpersonals 
1.b) Heizungsoptimierung: Durchführung eines hydraulischen Abgleichs, 
Einstellung der Zeitprogrammierung (Normal- und Absenkbetrieb), Überprüfung 
und ggf. Austausch der Heizungspumpen 
2) Priorisierung der Liegenschaften und Erstellung von individuellen 
Sanierungsfahrplänen 
3. a) Kontinuierliche Umsetzung aller erarbeiteter Maßnahmen  
3. b) sukzessive Umstellung auf erneuerbare Energieträger zur 
Gebäudebeheizung 
4) Öffentlichkeitsarbeit zur Sichtbarmachung der Erfolge 
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e
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Fördermöglichkeiten 
NKI86 - Fördermöglichkeiten im Bereich Technik 
BEG - Bundesförderung für effiziente Gebäude 
KfW88 - Förderung von Neubau, Kauf oder Sanierung  

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der erstellten Sanierungsfahrpläne 
- erzielte monatliche/ jährliche Energieeinsparungen  

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-01, AV-03, AGE-05 

Fehler! Keine gültige Verknüpfung. 

7.1.3. ERRICHTUNG VON DACH-PV AUF KOMMUNALEN LIEGENSCHAFTEN 

Beschreibung 

Im Zuge der Energiewende wird es für Gemeinden immer wichtiger, selbst erneuerbare 

Energien zu erzeugen. Eine wirkungsvolle und wirtschaftlich attraktive Möglichkeit ist der 

Ausbau von PV-Anlagen auf den Dächern kommunaler Gebäude. Liegenschaften wie 

Schulen, Verwaltungsgebäude, Turnhallen oder Bauhöfe verfügen meist über viel Dachfläche. 

Im Amtsgebiet wurden bislang auf mehreren Liegenschaften PV-Anlagen installiert. Der 

Ausbau-Prozess weiterer kommunaler Dachflächen soll fortgesetzt werden. Für eine 

Ersteinschätzung des Potenzials kann der Landes-Solardachkataster herangezogen werden. 

Idealerweise lässt sich durch den erzeugten PV-Strom ein Teil des Eigenstromverbrauchs 

decken, z.B. für die Beleuchtung, Elektrogeräte oder E-Ladestationen. Eine hohe 

Eigenverbrauchsquote kann eine schnelle Amortisation der Anlagen ermöglichen. Die 

Komplexität der Planung und Umsetzung wird jedoch häufig als Hemmnis empfunden. Hier 

sind politischer Wille, eine vorausschauende Planung sowie klare Entscheidungswege 
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relevant. Als Betriebsmodelle sind zwei Varianten möglich, deren jeweilige Vor- und Nachteile 

sowie vergaberechtliche Bedingungen abgewogen werden müssen: 

▪ PV-Anlagenbetrieb durch die Kommune im Eigenbetrieb oder mit Anlagenpacht 

▪ Fremdbetrieb der PV-Anlage durch Dachverpachtung und/ oder Strom-Liefervertrag 

AV-03 

Errichtung von Dach-PV auf kommunalen 
Liegenschaften  

Priorität 
●●◌ 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel 
Ausschöpfung des Potenzials für die Nutzung kommunaler 
Dachflächen zur Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen 

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Technisches Bauamt, 
Liegenschaftsamt 

Einzubindende 
Akteure 

Planungs-/Ingenieurbüros, Contractoren, 
Anlagenbetreiber, SH Netz, 
Bürgerenergiegemeinschaften, Klimaschutzmanagement 

Zielgruppe Gemeinden, Schulverbände, Amtsverwaltung 

 
   

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

aufwändig 

Einmalige Kosten Kosten für PV-Anlagen: ≈ 1.500€/ kWp 

Wirtschaftlichkeit 
Erwartete langfristige Amortisierung der 
Anfangsinvestitionen durch Senkung der Betriebskosten  

Zeitliche Umsetzung mittelfristig bis langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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h
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b
e
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g
 THG-Reduktion hoch 

Synergien 
- lokale Wertschöpfung lokaler Installateure 
- Vorbildfunktion für private und gewerbliche 
Gebäudeeigentümer 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Möglichkeit zur Eigenstromversorgung gegeben 
+ Umsetzung der Maßnahme = Direkter kommunaler 
Wirkungsbereich 

Hemmnisse 
- ggf. nur wenige kommunale Dachflächen geeignet 
- Abschaffung ökonomisch attraktiver 
Einspeisevergütungen  
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1. a) Identifikation potenzieller Dachflächen und Priorisierung der Liegenschaften 
1. b) Prüfung eines politischen Grundsatzbeschlusses, der den Ausbau für alle 
geeigneten kommunalen Liegenschaften in einem bestimmten Zeitraum abdeckt 
2) Prüfung der technischen und baulichen Voraussetzungen (Dachausrichtung, 
Verschattung, Dachstatik) 
3) Planung der Anlagengröße und Vergütungsmodelle 
4) Detailplanung und Wirtschaftlichkeitsberechnung 
5) Installation der PV-Anlage 
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Fördermöglichkeiten BEG - Bundesförderung für effiziente Gebäude 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Installierte Leistung (kWp) 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-02 

Fehler! Keine gültige Verknüpfung. 

7.1.4. KLIMASCHONENDE MOBILITÄT IN DER AMTSVERWALTUNG 

Beschreibung 

Betrachtet man die Mobilität in der Amtsverwaltung, sind zum einen die Dienstfahrten, zum 

anderen die Arbeitswege zu berücksichtigen: 

a) Dienstfahrten 

Der Großteil des Fuhrparks ist derzeit fossil betrieben. Die kommunale Fuhrparkflotte des 

Amtes Kellinghusen umfasst u.a. die Dienstwagen der Amtsverwaltung als auch die 

Fahrzeuge der Bauhöfe sowie Wasser- und Klärwerke; der Elektrifizierungsgrad beträgt 

ca. 23% (Stand Mai 2026). Eine weitere Elektrifizierung der kommunalen Fuhrparkflotte 

ist, unter Berücksichtigung wirtschaftlicher und technischer Gesichtspunkte, anzustreben.  

Darüber hinaus sollte die Anschaffung von E-Diensträdern geprüft werden. Gemäß den 

Ergebnissen einer verwaltungsinternen Mobilitätsumfrage konnten sich ca. 41 % der 

Teilnehmenden vorstellen, ein Dienstrad für kurze Distanzen zu nutzen. 

b) Arbeitswege 

Gemäß den Ergebnissen einer verwaltungsinternen Mobilitätsumfrage bestreiten viele 

Mitarbeitende (65 %) ihren täglichen Arbeitsweg mit dem eigenen Fahrzeug. Ob die 

Anzahl klimafreundlich zurückgelegter Arbeitswege mit dem ÖPNV durch Anreize 

(beispielsweise durch ein Jobticket) gesteigert werden kann, ist unklar. Die Gründe hierfür 

sind mangelnde Alternativen im ländlichen Raum sowie Verhaltensgewohnheiten.  

Vor den Eingängen der Amtsverwaltung wurden Fahrradbügel aufgestellt, um die 

Attraktivität einer Anreise mit dem Fahrrad zu steigern. Darüber hinaus gibt es für 

Verwaltungsmitarbeitende die Möglichkeit des Fahrrad-Leasings. 

 

 

 

AV-04 Klimaschonende Mobilität in der Amtsverwaltung 
Priorität 

●◌◌ 
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Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel 
Reduktion von THG-Emissionen bei 
Dienstfahrten und Arbeitswegen durch verschiedene Teilmaßnahmen 

    

Z
u
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n
d
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k
e
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

 Klimaschutzmanagement, Bauverwaltungsamt 
(Beschaffung Dienstfahrzeuge) 

Einzubindende 
Akteure 

Liegenschaftsamt, Hauptamt 

Zielgruppe Mitarbeitende der Amtsverwaltung, Kommunale Betriebe 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
Anschaffungskosten für Dienstrad und E-
Dienstfahrzeuge 

Wirtschaftlichkeit 
Im Idealfall nur geringe Mehrkosten bei der Beschaffung 
von E-Dienstfahrzeugen gegenüber konventionell 
betriebenen Fahrzeugen 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig  

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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s
c
h

u
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b
e
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THG-Reduktion gering 

Synergien 
Förderung der Gesundheit der Mitarbeitenden bei 
Umstieg auf Fahrrad für Arbeits- und Dienstwege 

Unterstützende 
Faktoren 

+ gemäß einer Befragung der Beschäftigten der 
Amtsverwaltung wäre Bedarf zur Nutzung eines 
Dienstrades gegeben 
+ Dienstwagen der Amtsverwaltung sind bereits 
elektrifiziert 
+ Steigerung der Attraktivität der Amtsverwaltung als 
Arbeitgeber durch Zuschüsse zur Nutzung des 
Umweltverbundes 

Hemmnisse 
- ggf. höhere Anschaffungskosten für E-Fahrzeuge 
- gelebte Praxis der Nutzung von Privatfahrzeugen für 
Dienstfahrten 
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Dienstfahrten und -fahrzeuge 
1) Prüfung des Bedarfs für die Anschaffung eines Dienstrades 
2. a) Entwicklung von Umweltkriterien für das kommunale Fuhrparkmanagement 
(z.B. bevorzugte Beschaffung von E-Fahrzeugen) 
2. b) Weitere Umrüstung auf elektrisch betriebene Dienstfahrzeuge in den 
kommunalen Betrieben 
3) Prüfung der Erweiterung der notwendigen E-Ladeinfrastruktur an den 
kommunalen Liegenschaften, z.B. für E-Bikes 
4) Prüfung der Errichtung abschließbarer Fahrradboxen an der Amtsverwaltung 
 
Arbeitswege 
1. a) Identifizierung von weiteren Anreizsystemen zur Attraktivitätssteigerung von 
alternativen Verkehrsmitteln (z.B. Jobticket, Kilometer-Bonus für 
Buspendler*innen)    
1. b) Prüfung auf Machbarkeit 
2) Einführung von Anreizsystemen 
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Fördermöglichkeiten BMV - Förderprogramm Betriebliches Mobilitätsmanagement  

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Dienstfahrten und -fahrzeuge: Anzahl elektrisch 
betriebener Fahrzeuge im kommunalen Fuhrpark; 
zurückgelegte Fahrten mit Dienstrad; Einrichtung 
Fahrradbox 
- Arbeitswege: Anzahl der Mitarbeitenden, die dauerhaft 
auf ÖPNV umsteigen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-05, MOB-01, MOB-03, MOB-04 

 

 

7.1.5. NACHHALTIGE BESCHAFFUNG UND VERGABE 

Beschreibung 

Im Sinne des verantwortungsvollen Umgangs mit Steuergeldern sollten öffentliche 

Investitionen in Produkte und Dienstleistungen so getätigt werden, dass Mensch und Umwelt 

geschont werden. Kommunen und Kommunalverwaltungen haben mit einem Anteil von 60 % 

am gesamten öffentlichen Beschaffungsvolumen einen erheblichen marktseitigen  

Steuerungscharakter auf Nachhaltigkeit. Auch der Gesetzgeber hat die Relevanz der 

nachhaltigen Beschaffung erkannt: In Schleswig-Holstein wurde mit dem Vergabegesetz von 

2019 geregelt, dass soziale und ökologische Kriterien berücksichtigt werden können ('Kann-

Regelung'). Eine große Herausforderung für die nachhaltige Beschaffung und Vergabe bildet 

der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Da nachhaltige Produkte und 

Dienstleistungen häufig nach herkömmlicher Betrachtungsweise teurer sind, muss die 

Wirtschaftlichkeit über einen politischen Beschluss neu definiert werden.  

Die Amtsverwaltung setzt in einigen Bereichen bereits auf klimafreundliche Produkte (z.B. 

Papierprodukte, Reinigungsmittel). Eine schrittweise Umsetzung auf sämtliche 

Produktgruppen wird angestrebt. Dafür sollen Handlungsempfehlungen bzw. ein Leitfaden 

entwickelt werden, bei dem vor allem die Lebenszykluskosten als ausschlaggebende Größe 

berücksichtigt werden sollten. 
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AV-05 

Nachhaltige Beschaffung und Vergabe 
Priorität 

●●◌ 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel 
Entwicklung und Anwendung eines Leitfadens mit angepassten 
Kriterien für nachhaltige Vergabeprozesse und zur Beschaffung von 
energieeffizienten und ressourcenschonenden Produkten 

    

Z
u
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n
d

ig
k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Hauptamt, Schulverbände, Kommunalpolitik, 
Kompetenzzentrum für nachhaltige Beschaffung und 
Vergabe 

Zielgruppe 
Beauftragte für Beschaffung und Vergabe in der 
Amtsverwaltung sowie den Schuleinrichtungen, 
Kommunale Betriebe 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten k.A. 

Wirtschaftlichkeit 

- Zu erwartende längere Lebensdauer nachhaltiger 
Produkte kann zu insgesamt weniger 
Beschaffungsvorgängen führen 
- Reduzierte Betriebskosten bei Anschaffung 
energieeffizienter elektrischer Geräte 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig  

Umsetzungs-
intervall 

einmalig/ fortlaufend 

    

K
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s
c
h

u
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b
e
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g
 

THG-Reduktion gering 

Synergien 

- Regionale Wertschöpfung durch Leitlinien, wie z. B. 
Transportwege und -kosten bei den Zuschlagskriterien 
werden gefördert 
- Verschiebung des Marktes zugunsten von 
klimaschonenden Produkten und Dienstleistungen  

Unterstützende 
Faktoren 

+ Fachliches Know-How des KNBV kann durch 
kostenlose Beratung in Anspruch genommen werden 
+ Best-Practice-Beispiele aus anderen Kommunen  

Hemmnisse 
- anfänglicher Zeitaufwand für Umstellung (insbesondere 
Recherchen für nachhaltige, alternative Produkte) 
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n

g
s
s
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h
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1. a) Informationssammlung zur Erstellung eines Leitfadens; Nutzung der 
Beispielvorlagen und weiterer Best-Practice-Beispiele 
1. b) Kostenfreie Beratung durch das KNBV zur Entwicklung eines strategischen 
Vorgehens 
2) Austausch mit dem Klimaschutzmanagement zur Frage der bevorzugten 
Bewertung qualitativer & umweltbezogener Aspekte gegenüber dem Preis 
3) Erarbeitung eines Leitfadens für Beschaffung und Vergabe durch das 
Klimaschutzmanagement; in Kooperation mit zuständigen Mitarbeitenden 
4. a) Verankerung des Leitfadens mittels Dienstanweisung 
4. b) Schulung der zuständigen Mitarbeitenden 
5) Evaluation des Leitfadens, ein Jahr nach erstmaliger Anwendung; ggf. 
Aktualisierung bzw. Weiterentwicklung 
6) Übertragung des Leitfadens auf die amtsangehörigen Gemeinden 
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Beratung durch KNBV  
- Beschluss zur Anwendung des Leitfadens 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04 

 

 

7.1.6. KLIMASCHUTZ IM AMT DURCH NETZWERKE STÄRKEN 

Beschreibung 

Klimaschutz ist eine Gemeinschaftsaufgabe, an der zahlreiche Akteure im Amt Kellinghusen 

beteiligt werden sollten. Um Synergieeffekte zu nutzen, muss der Austausch zwischen 

verschiedenen kommunalen Akteuren untereinander intensiviert werden. Die Vernetzung 

dient der Verbesserung von Informationsflüssen und ermöglicht im besten Fall das Initiieren 

gemeinsamer Projekte. Ein gutes Beispiel für den Wissenstransfer zwischen 

Klimaschutzmanagement und Lokalpolitik ist der während der Konzepterstellung etablierte 

Lenkungskreis, der sich weiterhin in regelmäßigen Abständen und nach Bedarf treffen soll. 

Eine Erweiterung der zahlenmäßigen Besetzung des Lenkungskreises ist denkbar. Je nach 

thematischem Bezug können externe Akteure (z.B. aus dem Bereich Energiewirtschaft) 

eingeladen werden. Das Klimaschutzmanagement koordiniert das Gremium hinsichtlich der 

Ziele, des Ablaufs und der Organisation von regelmäßigen Treffen.   

 

AV-06 

Klimaschutz im Amt durch Netzwerke stärken 
Priorität 

●●● 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel 
Vernetzung von Lokalpolitik, zivilgesellschaftlichen Akteuren & 
Gewerbe 
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Z
u
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e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Projektgruppe 'Global 
Nachhaltige Kommune', Bildungseinrichtungen, 
Kultureinrichtungen 

Zielgruppe 
Bürger*innen, Vereine, ehrenamtliche Initiativen, 
Gewerbetreibende, Kirchengemeinden 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

einfach 

Einmalige Kosten keine 

Wirtschaftlichkeit 

Strategische Netzwerke können die Wirksamkeit von 
kommunalen Klimaschutzbemühungen steigern, bei 
gleichzeitig sehr geringen Anschubkosten 

Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
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a
s
c
h

u
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b
e
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g
 THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
Vorbeugen von möglichen Interessenkonflikten durch 
Zusammenarbeit 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Multiplikatoreneffekte für Klimaschutzbemühungen auf 
Amtsebene 
+ schnellere Fortschritte und bessere Umsetzung durch 
Bündelung von Expertise 

Hemmnisse langfristige Zusammenarbeit erforderlich 
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 1) Fortführung des Lenkungskreises über die Phase der Konzepterstellung 

hinaus 
2. a) Identifikation und Vernetzung mit weiteren potenziellen Schlüsselakteuren 
im Amtsgebiet  
2. b) Informationstransfer aus übergeordneten Klimaschutznetzwerken (Kreis, 
Land) im Austausch mit Schlüsselakteuren 
3) Das Klimaschutzmanagement steht den Gemeinden und Schulverbänden 
beratend zur Verfügung und geht aktiv auf diese zu, wenn ein Bedarf zum 
Austausch erkennbar ist 
4) Fortlaufende Berichterstattung über bisherige und geplante 
Klimaschutzaktivitäten 
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 Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Netzwerktreffen 
- Gemeinsames Vereinbaren von Rahmenbedingungen 
und Zielen bezüglich der Zusammenarbeit 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01 

 

 

7.2. AMTS- UND GEMEINDEENTWICKLUNG 

7.2.1. AUSWEISUNG VON FREIFLÄCHEN-PV STEUERN UND VORANTREIBEN 

Beschreibung 

In Anknüpfung an bereits in Planung befindliche PV-Freiflächenprojekte in einigen Gemeinden 

wird mit der Entwicklung eines gemeindeübergreifenden Konzeptes zur Identifikation 

geeigneter Flächen für PV-Freiflächenanlagen begonnen. Dabei sollen weitere 

Flächenansprüche wie Gemeindeentwicklung, Natur- und Landschaftsschutz und 

landwirtschaftliche Nutzung berücksichtigt werden. Die Ausweisung von Potenzialen kann 

Ausgangspunkt und Grundlage für die verbindliche Bauleitplanung bilden. Der finanzielle und 

personelle Aufwand ist abhängig davon, ob es sich um einen rechtlich nicht bindenden 

Rahmenplan handelt oder um einen rechtlich wirksamen Teilflächennutzungsplan inklusive 

der Aufstellung eines Bebauungsplans. Für die letztgenannte Möglichkeit ist aufgrund der 

gesetzlichen Anforderungen mit höherem Aufwand zu rechnen. 

Der Amtsausschuss hat in seiner Sitzung am 12.12.2023 beschlossen, eine 

Potenzialfreiflächenanalyse inkl. gesamträumlichen Konzept für Solar-Freiflächenanlagen 

(Amtskonzept „Solar-Freiflächenanlagen“) aufzustellen. Die notwendigen Gelder wurden zwar 

erstmals 2025 im Haushalt eingestellt, das Solar-Freiflächenkonzept jedoch temporär 

zurückgestellt. 

AGE-01 

Ausweisung von Freiflächen-PV steuern und 
vorantreiben 

Priorität 
●●● 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel 
Analyse des PV-Potenzials für Freiflächen und Ausweisung 
geeigneter PV-Freiflächen durch Erstellung eines 
gemeindeübergreifenden Standortkonzeptes 
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Bauverwaltungsamt, Kommunalpolitik 

Einzubindende 
Akteure 

Fachplanungsbüros, SH Netz, Untere 
Naturschutzbehörde  

Zielgruppe Vorhabenträger, private Flächeneigentümer, Gemeinden 
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A
u
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a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
ca. 20.000€ bis 30.000€ für die Erstellung eines 
Standortkonzeptes bei Vergabe an externen 
Dienstleister 

Wirtschaftlichkeit 

Einnahmen aus umgesetzten PV-Freiflächenprojekten 
können Planungskosten der am Standortkonzept 
beteiligten Gemeinden übersteigen und damit 
amortisieren 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 

    

K
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a
s
c
h

u
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b
e
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g
 THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
mögliche Schnittstelle mit Energetischen 
Quartierskonzepten sowie Kommunaler Wärmeplanung 

Unterstützende 
Faktoren 

Rechtssicherheit für die Errichtung von PV-Anlagen 

Hemmnisse 

- unklare Eigentumsverhältnisse der potenziellen 
Flächen 
- Flächenkonkurrenz: mögliche Zielkonflikte zwischen 
Energieerzeugung und landwirtschaftlicher Nutzung 
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 1) Definition von Kriterien für die Ausweisung von Eignungsflächen für 

Freiflächen-PV unter Berücksichtigung von harten Ausschlusskriterien des 
Landes gemäß des Solarerlasses „Grundsätze zur Planung von großflächigen 
Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich“ 
2. a) Abstimmung zwischen Bauverwaltungsamt und Gemeinden zu den 
Kriterien 
2. b) Beauftragung eines Fachplanungsbüros mit der Erstellung des Solar-
Freiflächenkonzeptes 
3) Prüfung möglicher Synergieeffekte des Solar-Freiflächenkonzeptes mit der 
kommunalen Wärmeplanung 
4) Einleitung von Genehmigungsverfahren für PV-Freiflächenanlagen 
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- prinzipielle Flächeneignung sowie rechtliche 
Voraussetzungen frühzeitig abklären 
- Aufstellung von Bebauungsplänen und Genehmigung 
von Anlagen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AGE-04, AGE-05 
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7.2.2. GRÜNDUNG VON BÜRGERENERGIEGEMEINSCHAFTEN UNTERSTÜTZEN 

Beschreibung 

In Bürgerenergiegemeinschaften gestalten und realisieren Bürger*innen gemeinsam mit 
Gemeinden und Vorhabenträgern die lokale Energiewende. Durch die direkte Beteiligung der 
Bürger*innen wird ein Gefühl von Mitgestaltung und Verantwortung gefördert. 
Bürgerenergiegemeinschaften können einen relevanten Beitrag zum sozial-ökonomischen 
Ausgleich im weiten Bereich der Klimaschutzmaßnahmen schaffen. 
Der erste Schritt im Prozess einer Unterstützungsleistung besteht darin, das Interesse der 
Bevölkerung zu wecken und über die verschiedenen Rechtsformen aufzuklären. Die 
Bürgerenergiegenossenschaft ist gegenwärtig eine der meist verbreiteten 
Bürgerenergiegemeinschaften. Der Fokus sollte daher auf diese Rechtsform gelegt werden. 
Eine Möglichkeit, potenzielle Mitglieder anzusprechen, sind Vernetzungstreffen vor Ort, bei 
denen regionale Praxisbeispiele von Mitgliedern erfolgreich agierender Bürgerenergie-
gemeinschaften vorgestellt werden.  

AGE-02 

Gründung von Bürgerenergiegemeinschaften 
unterstützen 

Priorität 
●●● 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel 
Beteiligung von Bürger*innen an erneuerbaren Energieprojekten 
ermöglichen und lokale Wertschöpfung generieren 
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
(bürgerliche) Interessengemeinschaft, 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Vorhabenträger, externe Expert*innen, 
(SH Netz) 

Zielgruppe Bürger*innen, Gemeinden 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten keine 

Wirtschaftlichkeit 
Anschub bei der Initialisierung einer 
Bürgerenergiegemeinschaft kann eine spätere positive 
Hebelwirkung entfalten 

Zeitliche Umsetzung langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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K
lim

a
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h
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b
e

it
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g
 THG-Reduktion indirekt 

Synergien hohes lokales Wertschöpfungspotenzial 

Unterstützende 
Faktoren 

Direkte Beteiligung von Bürger*innen an Erneuerbaren 
Energieprojekten kann Akzeptanz schaffen 

Hemmnisse 

- rechtliche und regulatorische Hürden 
- mögliche Einschränkungen durch die 
Kommunalaufsicht 
- langfristiges Engagement der Mitglieder der 
Bürgerenergiegemeinschaft 
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a
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d
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n

g
s
s
c
h
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1) Akteursrecherche und -ansprache 
2) Vernetzung und Vermittlung von Informationen (z.B. rechtliche Grundlagen) 
3) Unterstützung bei der Entwicklung von Zielen 
4) Begleitung beim Aufbau einer Gründungsgruppe 
5) Begleitung in der Initialphase der Gründung sowie gegebenenfalls im 
weiteren Prozess 
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Fördermöglichkeiten IB.SH - Bürgerenergiefonds 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Unterzeichnung einer Interessenbekundung zur 
Gründung einer Bürgerenergiegemeinschaft 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-03 

 
 

7.2.3. LED-UMRÜSTUNG DER STRASSENBELEUCHTUNG UND 

INNENBELEUCHTUNG DER KOMMUNALEN LIEGENSCHAFTEN 

Beschreibung 
Die Straßen- und Außenbeleuchtung umfasst die gesamten, den Gemeinden zugehörigen 
Leuchten an öffentlichen Straßen, Plätzen sowie kommunalen Liegenschaften. In 10 
amtsangehörigen Gemeinden wurde die Straßenbeleuchtung bereits zu 100% auf LED-
Leuchtmittel umgestellt. In den übrigen Gemeinden wurde mit der Umstellung bereits 
begonnen, z.B. im Schadensfall einzelner Straßenleuchten. In Ergänzung zur 
Straßenbeleuchtung sollen ebenso in den kommunalen Liegenschaften energieeffiziente 
Leuchtmittel eingesetzt werden. Optional soll darüber hinaus geprüft werden, inwiefern sich 
Nachtabschaltungen in die Bestandsstraßenbeleuchtung durch intelligente 
Steuerungstechnik integrieren lassen. 
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AGE-03 

LED-Umrüstung der Straßenbeleuchtung und 
Innenbeleuchtung der kommunalen 

Liegenschaften 

Priorität 
●●● 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel 

Energieoptimierung durch sukzessiven Umtausch unter Einsatz von 
effizienten Leuchtmitteln 
(sekundär: Einsatz von intelligenter Steuerungstechnik für 
Bestandsstraßenleuchten prüfen) 
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u
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e
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator Kommunalpolitik, Technisches Bauamt 

Einzubindende 
Akteure SH Netz, Ingenieurbüros 

Zielgruppe 
Gemeinden 

    

A
u
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a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 

abhängig von Materialaufwand: nur Austausch des 
Leuchtenkopfs (ca. 200-500 € je Leuchte) oder 
Komplettaustausch des Leuchtenmastes (ca. 2.000-
4.000 €) 

Wirtschaftlichkeit 

Langfristige Senkung der Betriebskosten durch 
geringeren Stromverbrauch (50 - 80 %) und höhere 
Lebensdauer von LED-Leuchtmitteln 

Zeitliche Umsetzung 
kurzfristig (Innenbeleuchtung kommunale 
Liegenschaften); 
mittelfristig (Straßenbeleuchtung) 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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b
e
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 THG-Reduktion hoch 

Synergien 
Ausführung ggf. in Kombination mit anderen baulichen 
Maßnahmen in den kommunalen Liegenschaften 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Maßnahme bereits in Umsetzung 
(Straßenbeleuchtung vollständig auf LED umgerüstet in 
mehrere Gemeinden) 
+ Vorbildwirkung des Amtes im Bereich Energieeffizienz 

Hemmnisse 
geringe Akzeptanz bei Bürger*innen für mögliche 
Nachtabschaltungen der Straßenbeleuchtung 
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H
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 1. a) Potenzielle Straßenleuchten für LED-Umrüstung identifizieren 

1. b) Möglichkeiten für intelligenten Betrieb (z.B. Nachtabschaltung, Dimmung) 
der Bestandsstraßenleuchten ermitteln 
1. c) Kontinuierliche Umrüstung der Innenbeleuchtung der kommunalen 
Liegenschaften  
2. Aufstellung einer Prioritätsliste zur schrittweisen LED-Umrüstung der 
Straßenbeleuchtung 
3. a) Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED 
3. b) Einsatz intelligenter Steuerungstechnik bei den Bestandsstraßenleuchten 
sowie Evaluation des Stromverbrauchs  
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Fördermöglichkeiten 
NKI Kommunalrichtlinie - Sanierung von Außen- und 
Straßenbeleuchtung 
BEG - Bundesförderung für energieeffiziente Gebäude 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anteil der LED-Straßenleuchten an der Gesamtzahl 
der Straßenleuchten je Gemeinde 
- Umrüstungsgrad der Innenbeleuchtung in den 
kommunalen Liegenschaften 

Flankierende 
Maßnahmen 

k.A. 

 
 

7.2.4.  KLIMAFREUNDLICHE WÄRMEVERSORGUNG 

Beschreibung 

Noch immer wird in Deutschland fast ein Drittel des Energieverbrauchs zur Deckung des 

Wärmebedarfs in Gebäuden benötigt, im Amt Kellinghusen sogar mehr als ein Drittel. Die 

Wärmeversorgung auf der Basis erneuerbarer Energien nimmt folglich eine Schlüsselrolle zur 

Erreichung der klimapolitischen Ziele ein. Als ein strategisches Instrument soll die kommunale 

Wärmeplanung untersuchen, wie die Transformation in eine klimafreundliche und möglichst 

kosteneffiziente Wärmeversorgung künftig für die Bürger*innen erreicht werden kann. Der 

Fokus liegt auf der Schaffung von Technologieklarheit. Dabei sind die Einbindung der 

Gebäudeeigentümer*innen (z. B. private Haushalte) sowie weiterer ortsansässiger Akteure 

notwendig. Neben Klimaschutzfragen stellen Kosten und lokale Erzeugungskapazitäten 

weitere Kriterien einer zukunftsfähigen Energieversorgung dar.  

Im Amt Kellinghusen haben die Gemeinden Brokstedt, Hohenlockstedt sowie Kellinghusen 

bereits beschlossene Wärmepläne vorliegen. In einem nächsten Schritt sollen erste 

Maßnahmen entsprechend ihrer Priorisierung realisiert werden. Die weiteren 16 

amtsangehörigen Gemeinden sind gemäß EWKG 2025 bis 30. Juni 2028 zur Aufstellung von 

Wärmeplänen verpflichtet. Die Amtsverwaltung wird die Durchführung der kommunalen 

Wärmeplanung koordinieren. 
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AGE-04 

Klimafreundliche Wärmeversorgung 
Priorität 

●●◌ 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel 

Erstellung von Kommunalen Wärmeplänen für die nach EWKG 2025 
verpflichteten Gemeinden     
(sekundär: Umsetzung von priorisierten Maßnahmen aus bereits 
aufgestellten Wärmeplänen) 

    

Z
u
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it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 

Kommunalpolitik, Bauverwaltungsamt/ 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Erstellung Wärmeplan:  Planungsbüros, WKZ.SH 
Umsetzung: Technisches Bauamt, Liegenschaftsamt, 
Energieversorger, SH Netz, (Wärmenetzbetreiber) 

Zielgruppe 
Gemeinden, Gebäudeeigentümer, Schulverbände, 
Gewerbe 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

Erstellung Wärmeplan: mittel 
Umsetzung: aufwändig 

Einmalige Kosten 

Erstellung Wärmeplan: keine Kosten (aufgrund von 
Konnexitätszahlungen) 
Umsetzung: Hohe Kosten bei Bau & Betrieb eines 
Wärmenetzes 

Wirtschaftlichkeit 
Langfristige Senkung von Heizenergiekosten durch 
Umstellung auf erneuerbare Energieträger 

Zeitliche Umsetzung 
Erstellung Wärmeplan: kurzfristig 
Umsetzung: langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

Erstellung Wärmeplan: einmalig 
Umsetzung: fortlaufend 
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u
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g
 THG-Reduktion 

Erstellung Wärmeplan: indirekt 
Umsetzung: hoch 

Synergien 
Synergien zwischen Gemeindeentwicklung und 
Quartierssanierung 

Unterstützende 
Faktoren 

Beratungsangebote für Gebäudeeigentümer durch 
Energieberatungen der Verbraucherzentrale 

Hemmnisse 

- Hoher Koordinierungsaufwand und hohe 
Investitionskosten bei Erweiterung bzw. Neubau eines 
Wärmenetzes 
- Gesetzesänderungen zu erwarten 
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Erstellung Wärmeplan: 
1. a) Beschluss zur Durchführung einer Kommunalen Wärmeplanung durch 
Gemeindevertretung  
1. b) Wahl der Verfahrensart 
2) Ausschreibung und Vergabe an externe Dienstleister zur Unterstützung  
3. a) Erstellung eines Wärmeplans für jede Gemeinde (bzw. eines Teil-
Wärmeplans für jede Gemeinde bei durchlaufen des Konvoiverfahrens) 
3. b) Unterstützung bei Datenbeschaffung und Begleitung von Öffentlichkeits-
veranstaltungen durch das Bauverwaltungsamt/ Klimaschutzmanagement 
 
Umsetzung: 
1) Priorisierung von Maßnahmen aus bereits aufgestellten Wärmeplänen  
2. a) ggf. Erstellung einer Wärmenetz-Machbarkeitsstudie 
2. b) Öffentlichkeitsarbeit und Akteursgespräche 
3) Beratungsangebote für dezentrale Lösungen aufsetzen, in Kooperation mit 
dem Klimaschutzmanagement 
4) Kontinuierliches Monitoring des Umsetzungsprozesses 
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Fördermöglichkeiten 

Umsetzung: 
BEW -  Bundesförderung für effiziente Wärmenetze(Erstellung 
einer Wärmenetz-Machbarkeitsstudie) 
BEG - Bundesförderung für effiziente Gebäude 
KfW 432 -  Energetische Stadtsanierung 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Beschluss von aufgestellten Wärmeplänen durch 
Gemeindevertretungen und positive Prüfung durch das 
MEKUN 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01 

 

 

7.2.5. KLIMASCHUTZANGEPASSTE KRITERIEN IN BAULEITPLANVERFAHREN 

Beschreibung 

Die Bauleitplanung steuert die langfristige räumliche Entwicklung auf kommunaler Ebene und 

legt fest, wie Flächen genutzt und bebaut werden. Sie kann ein wirkungsvolles 

Steuerungsinstrument für kommunalen Klimaschutz sein, da sie langfristige Infrastruktur- und 

Flächenentscheidungen strukturell festlegt. Wichtige Ansatzpunkte sind beispielsweise: 

Festsetzungen zur energetischen Qualität von Wohn- und Nichtwohngebäuden, 

Festsetzungen von Mindestflächen für Photovoltaik, Art und Maß der baulichen Nutzung. Die 

Gemeinden können im Rahmen der Bauleitplanung über die gesetzlichen 

Mindestanforderungen hinaus maßgeblich Einfluss darauf nehmen, wie klimafreundlich ihre 

Gebäude und Nachbarschaften zukünftig sein werden. Für jedes Vorhaben kann mit der 

Entwicklung eines klimafreundlichen Bebauungskonzepts (z.B. energetische Anforderungen, 

verwendete Materialien) ein Beitrag zu Klimaschutz und möglichst auch 

Klimafolgenanpassung geleistet werden.  

Im Amt Kellinghusen existieren bisher keine gesonderten Klimaschutzkriterien in der 

Bauleitplanung, die über gesetzliche Vorgaben hinausgehen (BauGB, GEG). Mithilfe der 

Erstellung eines Kriterienkatalogs soll dem Klimaschutz bei künftigen Planungsvorhaben der 
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Gemeinden Rechnung getragen werden. Die Kriterien sollen in der Auftragsvergabe für 

konkrete Planungsvorhaben angewendet werden. 

AGE-05 

Klimaschutzangepasste Kriterien in 
Bauleitplanverfahren 

Priorität 
●●◌ 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel 
Unterstützung der Gemeinden in der Ausgestaltung & Umsetzung 
von erweiterten Klimaschutzkriterien in der Bauleitplanung 
(Erstellung eines Kriterien-Katalogs) 
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Bauverwaltungsamt/ Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik 

Zielgruppe Gemeinden, Planungsbüros, Bauprojektträger 
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Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten keine 

Wirtschaftlichkeit 
 erwartete Energieeffizienzsteigerungen amortisieren 
ggf. höhere Baukosten; Reduzierung von 
Klimafolgeanpassungskosten 

Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 
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 THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
Integrierbarkeit von Maßnahmen zur 
Klimafolgenanpassung 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Beitrag zur Gestaltung attraktiver und zukunftssicherer 
Neubauquartiere 
+ Reduzierung von zukünftig erwarteten Kosten zur 
Klimafolgenanpassung 

Hemmnisse 
- erhöhter Planungsaufwand 
- zusätzlicher Aufwand für thematische Einarbeitung 
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1. a) Erfassung der klimaschutzrelevanten Steuerungsbereiche im 
Bauleitplanverfahren 
1. b) Unterstützungsbedarfe für die Gemeinden erkunden  
2) Aufstellung von klimaschutzangepassten Kriterien mithilfe eines Katalogs  
3) Anwendung ausgewählter Kriterien im Planentwurf 
4) Überwachung der Einhaltung der Kriterien 
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 Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Fertigstellung eines Kriterienkatalogs  
- Anzahl aufgestellter Bebauungspläne, die Kriterien des 
Katalogs erfüllen  

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-02, MOB-03 

 

 

7.3. MOBILITÄT 

7.3.1. RAHMENBEDINGUNGEN FÜR EINEN ATTRAKTIVEN ÖPNV SCHAFFEN 

Beschreibung 

Um eine Reduktion der THG-Emissionen im Verkehrssektor zu erreichen, ist ein 

grundlegender Wandel notwendig, der die Nutzung von klimaschonenden Verkehrsmitteln 

bevorzugt und den motorisierten Individualverkehr (MIV) reduziert. Hier setzt der 5. Regionale 

Nahverkehrsplan des Kreises Steinburg mit seinen Zielen an. Im Zeitraum 2025 - 2029 wird 

u.a. die Steigerung des ÖPNV-Anteils am Modal Split angestrebt. Darüber hinaus soll eine 

bessere Vernetzung von Bus, Bahn & Pkw ermöglicht werden. Bezüglich der 

Nutzungshäufigkeit liegt der ÖPNV im Kreis Steinburg auf einem sehr niedrigen Niveau. 

Aufgrund der eher ländlichen Prägung des Amtes Kellinghusen kann man davon ausgehen, 

dass die niedrige Nutzungshäufigkeit des ÖPNV im Kreis Steinburg auch auf das Gebiet des 

Amtes Kellinghusen zutrifft. Als öffentlicher Aufgabenträger ist der Kreis Steinburg zuständig 

für die Gestaltung und Finanzierung des ÖPNV-Angebots im Amt Kellinghusen. Dennoch 

lassen sich Rahmenbedingungen zur Attraktivitätssteigerung auch auf Amtsebene schaffen. 

Handlungsoptionen betreffen z.B. die Erstellung eines amtsweiten Mobilitätskonzeptes, 

höhere Qualitätsstandards für Bushaltestellen oder vermehrte Öffentlichkeitsarbeit. 

MOB-
01 

Rahmenbedingungen für einen attraktiven ÖPNV 
schaffen 

Priorität 
●◌◌ 

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel 
Das ÖPNV-Angebot bewerben und im Rahmen des kommunalen 
Wirkungsbereichs mitgestalten 
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Z
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement, Kommunalpolitik 

Einzubindende 
Akteure 

Kreis Steinburg (Amt für Kreisentwicklung), mobiliteam 
by NAH.SH, HVV, Ordnungsamt, Technisches Bauamt, 
Planungsbüros 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen, Tourismus 

    

A
u
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a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
Kosten für externe Gutachten, Studien und 
Fachplanungen 

Wirtschaftlichkeit 

Volkswirtschaftlich sinnvoll durch verschiedene Faktoren 
wie Standortattraktivität, sozialer Teilhabe, reduziertes 
Verkehrsaufkommen 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion gering 

Synergien 

- Wirtschaftliche Entwicklung im ländlichen Raum wird 
nachweislich den Ausbau des Mobilitätsangebotes 
beschleunigt 
- Vernetzung klimafreundlicher Mobilitätsangebote (z. B. 
Ausbau der Radabstellanlagen an Bushaltestellen) kann 
diese Maßnahme in ihrer Wirksamkeit weiter fördern 

Unterstützende 
Faktoren 

Lärm- und Abgasreduzierung durch weniger PKW-
Verkehr 

Hemmnisse 

- demographische Entwicklung: sinkende ÖPNV-
Nachfrage durch möglichen Bevölkerungsrückgang 
- Lückenhaftes öffentliches Mobilitätsangebot bietet 
keine Motivation zum Umstieg vom Auto zum ÖPNV 
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 1) Durchführung eines Formates zur Bürgerbeteiligung, um Mobilitätsbedürfnisse 

zu verstehen; Einbindung von lokalen Netzwerken und Schlüsselpersonen (z.B. 
Dorfkümmerin/Dorfkümmerer) 
2) Aufbauend auf Punkt 1: Themenspezifische Intensivierung der 
Öffentlichkeitsarbeit 
3) Prüfung der Erstellung eines amtsweiten Mobilitätskonzeptes zur Bestands- 
und Potenzialanalyse der aktuellen ÖPNV-Infrastruktur  
4) Austausch des Klimaschutzmanagements mit Busverkehrsunternehmen (z.B. 
mögliche Erweiterung des Rufbus-Angebotes, Fahrradmitnahme im Bus) 
5) Kontinuierlicher Austausch der Kommunalpolitik mit dem Amt für 
Kreisentwicklung zur Busverkehrsoptimierung 
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Fördermöglichkeiten 
- NKI Fokuskonzept Mobilität 
- AktivRegion 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Gesprächsrunde mit einer Gemeinde zur Besprechung 
der Attraktivitätssteigerung 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04, MOB-02 

 

 

7.3.2. VERSTETIGUNG DES BÜRGERBUSANGEBOTES 

Beschreibung 

Carsharing-Systeme wie der Bürgerbus Kellinghusen bieten viele Vorteile für Bürger*innen.  

Es handelt sich dabei um einen gemeinnützigen Transportdienst, der vom Verein für 

Gemeindepflege Kellinghusen betrieben wird. Bürgerbusse können besonders im ländlichen 

Raum eine sinnvolle Ergänzung zum ÖPNV darstellen. Vor allem mobilitätseingeschränkten 

Menschen bietet es die Möglichkeit zur Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben, 

und gewährleistet die Erreichbarkeit medizinischer Einrichtungen. Weil die Nutzung des 

Angebotes für Bürger*innen kostenlos ist, können gegenüber der Nutzung des Privat-Pkw 

Betriebskosten und THG-Emissionen eingespart werden.  

MOB-
02 

Verstetigung des Bürgerbusangebotes 
Priorität 

●◌◌ 

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel 
Aufrechterhaltung des aktuellen Fahrtenangebotes als wichtige 
Ergänzung zum Busverkehr 
(Sekundär: Prüfung der Erweiterung des Angebotes)  
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Verein für Gemeindepflege Kellinghusen, Ehrenamtliche 
Fahrer*innen 

Einzubindende 
Akteure 

Klimaschutzmanagement, Kommunalpolitik 
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Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen 

    
A

u
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a
n

d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

einfach 

Einmalige Kosten 
Jede Mitgliedsgemeinde zahlt 1,30€ je Einwohner*in und 
Jahr; Mehrkosten bei Betrieb eines zweiten Fahrzeuges 
zu erwarten 

Wirtschaftlichkeit 
Volkswirtschaftlich sinnvoll (Daseinsvorsorge, 
Lückenschluss zum ÖPNV-Angebot) 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
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u
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b
e
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g
 THG-Reduktion mittel 

Synergien 

- Ermöglichung der Teilhabe für überwiegend ältere, 
mobilitätseingeschränkte Menschen 
- Vorbildcharakter für andere Ämter/ ländliche 
Gemeinden 

Unterstützende 
Faktoren 

+ keine Konkurrenz zum bestehenden Busverkehr 
+ Alternative zum Privat-PKW 

Hemmnisse 
langfristiges ehrenamtliches Engagement zur 
Aufrechterhaltung des Betriebs notwendig 
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1) Das Klimaschutzmanagement verstärkt die Öffentlichkeitsarbeit zur 
Bewerbung des Bürgerbusses mit dem Ziel, die junge Altersgruppe zu erreichen 
2) Der Verein für Gemeindepflege Kellinghusen prüft gemeinsam mit dem 
Klimaschutzmanagement eine Vereinfachung der Fahrtenbuchung (z.B. 
Einrichtung einer App) 
3) Der Verein für Gemeindepflege Kellinghusen prüft die Möglichkeiten für die 
Anschaffung eines zweiten Fahrzeugs 
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Fördermöglichkeiten ggf. AktivRegion 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Fahrten pro Monat/ Jahr 
- Erweiterung der Mitgliedsgemeinden 

Flankierende 
Maßnahmen 

MOB-01 
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7.3.3. AUSBAU DER RADVERKEHRSINFRASTRUKTUR 

Beschreibung 

Eine funktionierende Radverkehrsinfrastruktur ist eine wichtige Voraussetzung im Zuge einer 

klimaschonenden Verkehrsverlagerung. Zu den Maßnahmen gehören der Ausbau und die 

Verbesserung von sicheren Radwegen bzw. Radfahrstreifen sowie Radabstellanlagen, aber 

auch eine Überprüfung der StVO-Beschilderung. Das im Entwurfsstadium befindliche 

kreisweite Radverkehrskonzept soll dabei beachtet werden und als Grundlage für weitere 

Planungen des Radverkehrs im Amtsgebiet dienen. Eigene Bedürfnisse zum Ausbau der 

Infrastruktur werden aktiv an die Kreisplanung gemeldet. Dies umfasst beispielsweise Lücken 

im Radwegenetz, die im Lenkungskreis identifiziert wurden. In Ergänzung werden zukünftig 

weitere Möglichkeiten für die Errichtung von Radabstellanlagen geprüft. Dabei sollen vor allem 

Standorte wie Bushaltestellen, Kitas und Schulen abgedeckt werden. Einige amtsangehörige 

Gemeinden haben bereits geförderte Radabstellanlagen errichtet (z.B. Brokstedt, Quarnstedt, 

Wrist). Für Kellinghusen liegt ein Radverkehrskonzept vor, das nun gilt, umzusetzen. Aber 

auch Hohenlockstedt als zweitgrößte amtsangehörige Gemeinde hat Potenzial für die 

Verbesserung des innerörtlichen Radverkehrs. Begleitend kann das Klimaschutzmanagement 

u.a. durch folgende Maßnahmen unterstützen: Sensibilisierungskampagnen über positive 

Auswirkungen des Radfahrens oder die Organisation von Mitmach-Events wie z.B. das 

STADTRADELN. 

MOB-
03 

Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur 
Priorität 

●●◌ 

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel 
Die Radverkehrsinfrastruktur in den Gemeinden wird durch 
verschiedene Herangehensweisen ausgebaut und die Nutzung des 
Fahrrads gefördert 
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Kommunalpolitik, Technisches Bauamt 

Einzubindende 
Akteure 

Liegenschaftsamt, Planungs-/ Ingenieurbüros, 
Klimaschutzmanagement, 
Radverkehrskoordinierungsstelle Kreis Steinburg, 
Bauverwaltungsamt, Netzwerk RAD.SH, ADFC 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen, Tourismus 

    

A
u
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n
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Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel bis aufwändig 

Einmalige Kosten 
Kosten für Planungen und bauliche Maßnahmen 
(Radwege, Piktogramme und Beschilderungen, 
Radabstellanlagen, E-Bike-Ladestationen)  

Wirtschaftlichkeit 
Aufgrund der Förderkulisse steht ein hoher Nutzen 
vergleichsweise geringen Kosten gegenüber  
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Zeitliche Umsetzung mittel-/langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion gering 

Synergien 

- Gut ausgebaute Fahrradinfrastruktur kann eine 
Aktivierung des Tourismus bewirken 
- Kooperation mit Nachbargemeinden und dem Kreis 
Steinburg erleichtert Umsetzung und verbessert 
Wegevernetzung 

Unterstützende 
Faktoren 

+  mehrere Förderprogramme für Radverkehrsprojekte 
+ das in Erstellung befindliche Radverkehrskonzept des 
Kreises kann als Grundlage für Planungen dienen 

Hemmnisse 
- langwierige Planungsprozesse für Radwegeneubau 
- Integration von Radabstellanlagen in bestehende 
Verkehrsinfrastruktur 

    
 

H
a

n
d

lu
n

g
s
s
c
h

ri
tt
e
 

1. a) Das Klimaschutzmanagement tauscht sich gemeinsam mit dem 
Lenkungskreis (oder der Kommunalpolitik) aus, um die Potenziale zur 
Verbesserung der Radwegeinfrastruktur zu bewerten 
1. b) Weitergabe der Informationen aus dem Austauschformat an die 
Radverkehrskoordinierungsstelle des Kreises Steinburg 
2) Das Klimaschutzmanagement prüft die Möglichkeiten zur Förderung für die 
Erstellung eines amtsweiten Fokuskonzeptes zur Radmobilität, welches auf dem 
kreisweiten Radverkehrskonzept aufbaut 
3) Weitere Prüfung der Möglichkeiten für die geförderte Maßnahme zur 
Errichtung von Radabstellanlagen 
4) Sensibilisierungskampagne für Bürger*innen; Teilnahme am STADTRADELN 
5) Stadt Kellinghusen: Umsetzung von Maßnahmen aus dem aufgestellten 
Handlungsplan des Radverkehrskonzeptes  

    

W
e

it
e

re
 I

n
fo

rm
a

ti
o

n
e

n
 

Fördermöglichkeiten 

- Förderberatung der Radkoordination des Kreises 
Steinburg oder des Netzwerkes RAD.SH 
- Sonderprogramm „Stadt und Land“ des Landes 
Schleswig-Holstein  
- Förderrichtlinie „Ab aufs Rad“ des Landes Schleswig-
Holstein 20:24- NKI – Errichtung von Mobilitätsstationen  
- NKI – Bike+Ride-Offensive  

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl installierter Radabstellanlagen 
- Gebaute Radwegekilometer 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04 
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7.3.4. VERBESSERUNG DER E-LADEINFRASTRUKTUR IM AMT 

Beschreibung 

Klimafreundliche Mobilitätsangebote sind Voraussetzung für das Gelingen der 

Mobilitätswende. Der Ausbau der Strukturen für die E-Mobilität stellt ein Segment daraus dar. 

Derzeitig existieren 20 öffentlich zugängliche Ladestationen im Amtsgebiet. Diese werden von 

verschiedenen Anbietern betrieben und unterscheiden sich in Bezug auf Ladeleistung, 

Bedienungsformen und Zahlungsmöglichkeiten. Zum weiteren Ausbau der E-

Ladeinfrastruktur sind im Vorfeld organisatorische sowie technische Fragen zu klären. Zum 

einen sind Abstimmungen mit der SH Netz erforderlich, zum anderen sollte der Fokus auf der 

Identifizierung von frequentierten Standorten liegen. Dazu zählen unter anderem öffentliche 

Knotenpunkte (z.B. Pendlerparkplatz Wrist, Marktplatz Hohenlockstedt), Parkplätze von 

öffentlichen Schulen oder Alltagszielen (z.B. Freibad). Gleichzeitig sollte der Bedarf für E-

Ladeinfrastruktur in Anbetracht der steigenden Zahl von Ladesäulen auf privaten (Wallbox am 

Eigenheim) und gewerblichen Flächen (Ladesäule vor Supermärkten) stets überprüft werden.  

Bei der Ausweisung potenzieller Standorte sollte beachtet werden, dass gemäß § 10 des 

Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes (GEIG) die Errichtung eines Ladepunktes 

auf Parkplätzen von bestehenden Nichtwohngebäuden mit über 20 Stellplätzen vorgesehen 

ist. 

MOB-
04 

Verbesserung der E-Ladeinfrastruktur im Amt 
Priorität 

●●◌ 

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel 
Unterstützung der Gemeinden beim Ausbau der E-Ladeinfrastruktur 
zur Förderung von E-Mobilität im Amtsgebiet 
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Liegenschaftsamt, Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Technisches Bauamt, 
Landeskoordinierungsstelle Elektromobilität, SH Netz, 
Gewerbetreibende, Ladesäulenbetreiber 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen, Tourismus 
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Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel  

Einmalige Kosten 

Konventionelle Ladesäule: 4.000 – 8.000 € (2x 22 kW-
Anschlüsse) 
Schnellladesäule: 20.000 - 40.000 € (2x 50 kW- 
Anschlüsse) 
Anschluss an Stromnetz: 5.000 - 30.000 € (je nach 
Leistung) 

Wirtschaftlichkeit 
Keine/ sehr geringe Kosten, wenn Anschaffung, 
Anschluss und Betrieb der Ladesäule an externen 
Betreiber ausgelagert wird 
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Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion indirekt 

Synergien 

- Förderung von E-Mobilität ist eine wichtige Säule der 
Mobilitätswende 
- kostenlose Nutzung des StandortTOOLs des BMV als 
Planungsinstrument für potenzielle Standorte 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Maßnahme in einigen Gemeinden bereits in 
Umsetzung  
+ Reduzierter Aufwand bei unentgeltlichen 
Grundstücksnutzungsvertrag mit Ladesäulenbetreiber 

Hemmnisse 

- hohe Kosten für attraktive Schnellladesäulen 
- zu geringe Auslastung der öffentlichen E-Ladesäulen 
- hinreichend leistungsfähige Netzinfrastruktur  
- nicht-einheitliche Bezahlsysteme wirken unattraktiv für 
Nutzer*innen 
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1. a) Bedarfsermittlung der Gemeinden sowie des Schulverbands für die 
Installation von E-Ladestationen 
1. b) Einholen aktueller Zahlen von den Betreibern zu Ladevorgängen an den 
Bestandsladesäulen  
2) Prüfung der Erstellung eines amtsweiten Ladeinfrastrukturkonzepts zur 
Identifizierung geeigneter Standorte. Hierbei sollen auch die Möglichkeiten der 
Installation von Schnellladesäulen analysiert werden. 
3) Aufsetzen eines Informationsangebotes zum Thema "E-Mobilität" mit dem Ziel 
der Bekanntmachung bisher existenter Ladesäulenstandorte 
4. a) Vertragliche Vereinbarung zwischen Liegenschaftsamt und 
Ladesäulenbetreiber 
4. b) Ausbau der E-Ladeinfrastruktur 
5) Anpassung der Ausbauziele an den aktuellen Bedarf 
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 Fördermöglichkeiten 
- KfW 267 Nachhaltige Mobilität  
- KfW 268/ 269 Investitionskredit Nachhaltige Mobilität 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Ladeeinrichtungen auf öffentlichen 
Grundstücken 
- Anzahl Ladevorgänge & durchschnittliche Ladedauer 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04 

 

 



  

 
111 

 

       INTEGRIERTES KLIMASCHUTZKONZEPT 

7.4. AKTIVIERUNG DER ZIVILGESELLSCHAFT 

7.4.1. ENTWICKLUNG EINER STARKEN BERATUNGSKOMPONENTE ZUM 

KLIMASCHUTZ 

Beschreibung 

Die Beratung von Bürger*innen sowie weiteren zivilgesellschaftlichen Institutionen (z. B. 

Vereine, Kultureinrichtungen) stellt eine wichtige Stellschraube dar, um Klimaschutzaktivitäten 

in der Breite anzustoßen. Oftmals fehlen Menschen verständlich aufbereitete 

Informationsgrundlagen für komplexe Themen wie Energiewende, um ihnen einen Zugang zu 

möglichen eigenen Handlungsoptionen zu vermitteln. Relevante Handlungsbereiche 

umfassen beispielsweise Gebäudesanierung, Stromverbrauch oder Abfallvermeidung.  

In Kooperation mit Beratungsstellen wie der Verbraucherzentrale werden Angebote für 

verschiedene Zielgruppen im Amtsgebiet angeboten, um die eigenen 

Handlungsmöglichkeiten erfassen zu können. Bereits während der Erstellung des 

Klimaschutzkonzeptes wurde durch das Klimaschutzmanagement in Kooperation mit der 

Projektgruppe GNK ein ‚Klima-Stammtisch‘ organisiert. Dieses gut angenommene 

Veranstaltungsformat soll künftig weiterhin zu spezifischen Themen stattfinden und ebenso 

die Vernetzung und den Wissensaustausch der Bürger*innen untereinander fördern. In 

Ergänzung sollen klimaschutzrelevante Informationen künftig verstärkt über den 

Internetauftritt des Amtes kommuniziert werden. 

Bei der ‚Ideenwerkstatt Klimaschutz‘ im September 2025 wurden von den anwesenden 

Bürger*innen weitere konkrete Vorschläge für Formate der Informationsvermittlung geäußert. 

Dazu zählen beispielsweise: Einrichtung und Bespielung von Social Media, Sichtbarmachung 

von umgesetzten Klimaschutzvorhaben, Bewerbung unabhängiger Energieberatungen. 

 

KOM-
01 

Entwicklung einer starken Beratungskomponente 
zu Klimaschutz 

Priorität 
●●● 

Handlungsfeld Aktivierung der Zivilgesellschaft 

Ziel 
Auf- und Ausbau kostenloser Informations- und Beratungsangebote 
für diverse Zielgruppen zugunsten von mehr 
Klimaschutzbestrebungen im eigenen Handlungsbereich 
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein (VZ.SH), IB.SH 
Energieagentur, externe Referent*innen, 
Volkshochschulen, Lokalpresse, Kommunalpolitik, 
Schulverbände 

Zielgruppe 
Bürger*innen, Gewerbetreibende, Vereine, Schüler*innen, 
sonstige zivilgesellschaftliche Akteure 
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Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 
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Einmalige Kosten 
Öffentlichkeitsarbeit (Printwerbung), externe 
Dienstleistung (Aufwandsentschädigung für externe 
Referent*innen), Logistik (Catering, Raummiete) 

Wirtschaftlichkeit 
Potenzial der lokalen Wertschöpfung durch Kooperationen 
mit Gewerbetreibenden 

Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion indirekt 

Synergien 

- Kooperationen mit lokalen Partnern (z.B. Gewerbe, 
Vereine, Schulen, Feuerwehr) 
- hohe Multiplikatoreneffekte: Wissens- und 
Erfahrungstransfer  

Unterstützende 
Faktoren 

+ kostenlose Energiesparberatungen der VZ.SH 
+ Informationsbereitstellung über Amtswebseite 
+ Erfahrungen in der Durchführung von Themen-
veranstaltungen, z.B. Klima-Stammtisch, existieren bereits 

Hemmnisse 

- Heterogenität der Zielgruppe: erwartete geringe 
Teilnahme ohne Fokus auf verschiedene Lebensrealitäten 
- Einmalige Veranstaltungen ohne Anschlussangebote, 
wodurch Effekte verpuffen 
- schwierige Erfolgskontrolle: bürgerliches Alltagshandeln 
lässt sich schwer messen 
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1) Bewerbung der Angebote der VZ.SH; u.a. durch gezielte Ansprache über 
verschiedene Kommunikationskanäle (z.B. Presse, Plakate für die Schaukästen) 
2) Erstellung und Aktualisierung einer Übersicht zu Förderprogrammen für 
Privatpersonen auf dem Internetauftritt des Amtes 
3. a) Beratungsbedarf zu Fördermöglichkeiten für Gewerbetreibende 
recherchieren 
3. b) Durchführung eines Workshops zu Fördermöglichkeiten für 
Gewerbetreibende 
4) Durchführung weiterer themenspezifischer Veranstaltungsformate (z.B. 
Gebäudemodernisierung), in Abstimmung mit Kommunalpolitik  
5) Anbieten fester Klimaschutz-Sprechstunden im Büro des Klimaschutzmanagers 
6) Evaluierung der Beratungsangebote und ggf. Anpassung an aktuelle 
klimaschutzrelevante Themen, die die Öffentlichkeit dominieren 
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 Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl durchgeführter Informationsveranstaltungen pro 
(Halb-) Jahr 
- Erreichte Bürger*innen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-06, MOB-01, MOB-02, MOB-03, KOM-02, KOM-03 
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7.4.2. KLIMASCHUTZ IN DIE BILDUNG INTEGRIEREN 

Beschreibung 

Bildungseinrichtungen kommt eine besondere Rolle zu, da sie bereits Kinder und Jugendliche 

für Klimaschutz und Klimaanpassung sensibilisieren können zugunsten eines bewussten und 

nachhaltigen Umgangs mit begrenzten natürlichen Ressourcen. Es kann ein 

Multiplikatoreffekt in die Familien hinein entstehen, indem die Schüler*innen ihr erworbenes 

Wissen und ihre neu gewonnene Begeisterung für Umwelt und Klimaschutz mit ihrem Umfeld 

teilen. Die Herangehensweise in der Klimabildung kann unterschiedlich ausgeprägt sein. 

Einerseits kann das Lehrpersonal eine stärkere Wissensvermittlung in den Unterricht 

integrieren. Das Klimaschutzmanagement kann hierbei in beratender Funktion zu 

Lehrerkonferenzen oder Mitarbeitendenbesprechungen hinzugezogen werden. Andererseits 

kann auch projektbezogenes Engagement zur Bewusstseinsbildung beitragen. Ein Beispiel 

ist die Einrichtung eines Aktivitätsprämiensystems, bei dem Energieeinsparungen in AGs, im 

Unterricht oder durch Aktionswochen honoriert werden. 

Im Amt Kellinghusen wurden in der Vergangenheit bereits Umweltbildungsaktionen an den 

weiterführenden Schulen in Kellinghusen und Hohenlockstedt durchgeführt. Daran 

anknüpfend soll eine engere Zusammenarbeit mit dem Klimaschutzmanagement erfolgen und 

diese ggf. auf die Grundschulen erweitert werden.  

Im Rahmen der Erwachsenenbildung wurde im November 2025 bereits ein Workshop des 

Klimaschutzmanagements an der VHS Kellinghusen angeboten. Eine Verstetigung der 

Kooperation zwischen den Volkshochschulen sowie dem Klimaschutzmanagement ist 

wünschenswert. Die Herausforderung besteht in der Ausgestaltung von Themen, die das 

Interesse der Bürger*innen widerspiegeln. 

  

KOM-
02 

Klimaschutz in die Bildung integrieren 
Priorität 

●●◌ 

Handlungsfeld Aktivierung der Zivilgesellschaft 

Ziel 
Wissen und Bewusstsein für Klimaschutz durch Angebote in 
schulischen Einrichtungen sowie in der Erwachsenenbildung fördern   
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Lehrpersonal, Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Schulverbände, außerschulische Bildungseinrichtungen, 
externe Referenten, Jugendeinrichtungen 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen  
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Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 
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Einmalige Kosten 
Sachkosten zur Realisierung von Projekttagen an Schulen 
(Ausgaben auf max. 500€ je Einzelvorhaben 
beschränken) 

Wirtschaftlichkeit 

Projekte zur Umwelt- bzw. Klimaschutzbildung an 
schulischen und außerschulischen Bildungseinrichtungen 
verursachen eher geringe Kosten, können aber große 
Reichweite erzielen 

Zeitliche Umsetzung kurz-/mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
- Einbindung von Klimaschutz in Bildungspläne und Alltag 
in schulischen Einrichtungen 
- Stärkung der Zusammenarbeit mit lokalen Institutionen 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Klimaschutzprojekte sind an zwei Schulen bereits 
etabliert 
+ hohe Multiplikatoreneffekte durch Schüler*innen  

Hemmnisse 

- hohes Engagement des Lehrpersonals erforderlich 
- geringe Teilnehmendenzahl an VHS-Kursen durch 
Konkurrenz mit anderen VHS-Angeboten 
- kontinuierliche und umfassende Öffentlichkeitsarbeit 
nötig 
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1. a) Evaluierung bereits bestehender Klimaschutz-Bildungsprojekte an den 
weiterführenden Schulen im Amt Kellinghusen 
1. b) Runder Tisch mit den Jugendeinrichtungen im Amt 
2) Klimaschutzmanagement und Lehrpersonal erarbeiten eine Strategie zur 
Zusammenarbeit mit dem Ziel, Klimaschutzthemen in Schulen präsenter zu 
machen (z.B. klimafreundliches Speisenangebot)  
3) Bedarfsermittlung für themenspezifische Workshops an der VHS Kellinghusen 
und VHS Hohenlockstedt 
4) Austausch mit dem Lehrpersonal für das geförderte Vorhaben "Einführung und 
Umsetzung von Energiesparmodellen" 
5. a) Durchführung einer Energiespar-Rallye an einer ausgewählten 
Schuleinrichtung; bei erfolgreichem Verlauf Übertragung auf andere 
Schuleinrichtungen 
5. b) Die „Einführung und Umsetzung von Energiesparmodellen“ an einer 
ausgewählten Schuleinrichtung  

    

W
e

it
e

re
 

In
fo

rm
a

ti
o
n

e
n
 Fördermöglichkeiten 

NKI – Einführung und Umsetzung von 
Energiesparmodellen an Schulen 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Teilnehmenden an Bildungskursen für 
Erwachsene 
- Durchführung von zwei Klimaschutzaktionen an Schulen 
in 2027 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01, KOM-03 
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7.4.3. KLIMASCHUTZ IN DIE BREITE TRAGEN - AKTIONEN UND WETTBEWERBE  

Beschreibung 

Klimaschutz kann nur funktionieren, wenn die Mehrheit der Gesellschaft ihn als wichtiges 

Thema annimmt. Die Umsetzung von Mitmach-Aktionen und Wettbewerben trägt wesentlich 

zur Sichtbarmachung von Klimaschutz bei. Parallel zur Beratungsangeboten kann das 

Beteiligen und Ausprobieren im besten Fall zu Haltungs- und Verhaltensänderungen führen. 

Im Fokus der Aktionen und Wettbewerbe stehen neben den Bürger*innen auch Akteure auf 

zivilgesellschaftlicher Ebene, die als Multiplikatoren agieren. Beispiele für 

Gemeinschaftsaktionen sind die Umgestaltung von Grünflächen, Mobilitätstage oder 

Upcycling-Events. Die Voraussetzung für eine hohe Anzahl von Teilnehmenden ist eine 

umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit. In Ergänzung zu eigenen Formaten soll ebenso zur 

Teilnahme an landesweit stattfindenden Wettbewerben (z.B. Klimathon, STADTRADELN) 

motiviert werden. 

KOM-
03 

Klimaschutz in die Breite tragen - Aktionen und 
Wettbewerbe 

Priorität 
●●◌ 

Handlungsfeld Aktivierung der Zivilgesellschaft 

Ziel 
Bewusstseinsbildung in der Gesellschaft durch aktives Mitmachen 
fördern 
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Projektgruppe 'Global Nachhaltige 
Kommune', Vereine, Schulen, Gewerbe, 
Jugendeinrichtungen, Kirchengemeinden, Presse, 
Feuerwehr, externe Partner 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel bis aufwändig 

Einmalige Kosten 

Kosten in Abhängigkeit des Aktionsformates: 
Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Flyer, Poster), externe 
Dienstleistung (Aufwandsentschädigung für externe 
Referent*innen), Logistik (Catering) 

Wirtschaftlichkeit 

Wirtschaftlichkeit dieser Maßnahme lässt sich schwer 
bemessen; Gemeinden profitieren vom Imagegewinn 
und gesellschaftlichen Miteinander 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 
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Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
- regionale Bekanntheit und Sichtbarkeit  
- Stärkung der Identifikation der Bürger mit ihrer 
Gemeinde und Stärkung des Gemeinschaftsgefühls 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Positive Berichterstattung zum Klimaschutz und große 
Außenwirkung 
+ Aufgreifen von Ideen von Schüler*innen und 
Bürger*innen für gesellschaftsbetonte 
Klimaschutzvorhaben 
+ möglichst interaktive Formate statt Frontalvorträge 

Hemmnisse 

- Ausreichende Ausstattung von Klimaschutzaktionen mit 
personellen und finanziellen Mitteln 
- Aufwand steht dem Nutzen in keinem angemessenen 
Verhältnis gegenüber 

    
 

H
a

n
d

lu
n

g
s
s
c
h

ri
tt
e
 

1. a) Recherche zu bewährten Veranstaltungsformaten; dabei Austausch mit 
dem Klimaschutznetzwerk Schleswig-Holstein  
1. b) Abstimmung mit der Kommunalpolitik; ggf. Einbeziehung der 
Schulverbände 
2. a ) Ziel der Aktion/ Kampagne bzw. des Wettbewerbs definieren 
2. b) Zielgruppen definieren 
3) Budgetplanung 
4) Gewinnung von Kooperationspartnern zur Aktionsdurchführung 
5) Detail-Planung (Termin, Ort, Materialien, Verpflegung der Teilnehmenden, 
Werbung)   
6) Durchführung der Aktion/ Kampagne bzw. des Wettbewerbs 
7) Nachbereitung der Aktion/ Kampagne bzw. des Wettbewerbs 
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Fördermöglichkeiten EKSH - KliKom 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Anzahl der Teilnehmenden an Aktionen 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01, KOM-03 

 

 

7.5. ÜBERGEORDNETE MASSNAHMEN 

7.5.1. KLIMAWIRKSAMKEITSPRÜFUNG IN BESCHLUSSVORLAGEN INTEGRIEREN 

Beschreibung 

Aufgrund der Dringlichkeit und Wichtigkeit von Klimaschutzmaßnahmen erscheint es 

erforderlich, Klimaschutzbelange als integralen Bestandteil von politischen Beschlüssen zu 

berücksichtigen. Die Bedeutung für den Klimaschutz wird somit bereits vor der 

Entscheidungsfindung sichtbar. Beschlüsse, vor allem zu Bauvorhaben und 
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Mobilitätsprojekten, sollen bereits während der Erstellung durch die Fachämter auf ihre 

Klimawirkung hin vorbewertet werden. Dies ermöglicht eine frühzeitige Berücksichtigung 

potenzieller Auswirkungen und die Aufstellung von klimaschonenden Alternativen, die zur 

Wahl gestellt werden können. Die Umsetzung der Klimawirksamkeitsprüfung kann in einem 

zweistufigen Verfahren ablaufen: Die erste Stufe hilft bei einer grundsätzlichen Einschätzung 

der Klimawirksamkeit anhand von Kriterien wie Energieverbrauch und Treibhausgasrelevanz. 

Hierbei wird eine positive, negative oder neutrale Klimarelevanz ermittelt. Darauf aufbauend 

werden im zweiten Schritt anhand einer qualitativen Checkliste die Auswirkungen ermittelt und 

mögliche Lösungen zur Verbesserung abgeleitet. Die Klimawirksamkeitsprüfung soll durch die 

Sachbearbeitung in der Amtsverwaltung durchgeführt werden. Bei Vorhaben, die hinsichtlich 

ihrer Klimawirkung schwierig zu bewerten sind, kann der Bewertungsvorgang durch das 

Klimaschutzmanagement unterstützt werden.  

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass eine Klimawirksamkeitsprüfung die 

Umsetzbarkeit von Vorhaben nicht grundsätzlich behindern soll. 

Ü-01 

Klimawirksamkeitsprüfung in Beschlussvorlagen 
integrieren 

Priorität 
●◌◌ 

Handlungsfeld Übergeordnete Maßnahmen 

Ziel 
Entwicklung eines Prüfschemas zur Einordnung der 
Klimawirksamkeit kommunalpolitischer Beschlüsse 
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Amtsverwaltung 

Zielgruppe 
Mitarbeitende der Amtsverwaltung, 
Gemeindevertreter*innen 
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Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

aufwändig 

Einmalige Kosten 
gering: ggf. Lizenzgebühren für Software-Nutzung 
 (geschätzt 1.500 € - 2.000 €) 

Wirtschaftlichkeit k.A. 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 
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THG-Reduktion indirekt 
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Synergien 

- Förderung energieeffizienter Praktiken sowie 
umweltfreundlicher Technologien  
- gesetzliche Verpflichtung zur Berücksichtigung des 
Klimaschutzes gem. § 7 Abs.2 EWKG 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Transparenz politischer Entscheidungen bzgl. der 
Notwendigkeit für klimaverträgliche Vorhaben 
+ positive Ausstrahlungseffekte gegenüber Öffentlichkeit 

Hemmnisse 

- Fehlende personelle Kapazitäten und Know-How 
- Komplexe Zusammenhänge und fehlende Daten 
erschweren qualitative Aussagen 
- Politische Prioritäten und Dringlichkeit können 
Klimaschutzbelange überlagern 
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1. a) Abstimmung zwischen Klimaschutzmanagement und Kommunalpolitik: 
Festlegung von Prüfpunkten sowie Bewertungskriterien per standardisierter 
Abfrage 
1. b) Erarbeitung eines Entwurfes durch das Klimaschutzmanagement in 
Kooperation mit zuständigen Verwaltungseinheiten 
2) Politische Grundsatzentscheidung zur Einführung einer 
Klimawirksamkeitsprüfung im Amtsausschuss 
3) Optionen der technischen Umsetzbarkeit prüfen 
4 a) Festlegung eines Fachamtes in der Amtsverwaltung, das innerhalb einer 
Testphase die Klimawirksamkeitsprüfung integriert 
4 b) Verwaltungsinterne Schulung  
5) Auswertung der Testphase  
6) Anpassung & Weiterentwicklung  
7) Anwendung auf weitere Fachämter 
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Anzahl der Anwendungen der Klimawirksamkeitsprüfung 

Flankierende 
Maßnahmen 

k.A. 

  


